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Arbeitshilfe  
Asylgesetz 

 
Die wichtigsten Paragraphen des Asylgesetzes 
(AsylG), vormals Asylverfahrensgesetz, mit den 
geplanten Änderungen durch den Entwurf eines 
Gesetzes zur erleichterten Ausweisung von 
straffälligen Ausländern und zum erweiterten 
Ausschluss der Flüchtlingsanerkennung bei 
straffälligen Asylbewerbern vom 25. Januar 2016.  



Die wesentlichen Paragraphen des Asylgesetzes. Die geplanten Änderungen 
durch den Entwurf eines Gesetzes zur erleichterten Ausweisung von straf-
fälligen Ausländern und zum erweiterten Ausschluss der Flüchtlingsanerken-
nung bei straffälligen Asylbewerbern vom 25. Januar  2016 sind blau und fett.  

§§ 1 – 2 unverändert 

§ 3 Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft 
(1) Ein Ausländer ist Flüchtling im Sinne des Abkommens vom 28. Juli 1951 über die 
Rechtsstellung der Flüchtlinge (BGBl. 1953 II S. 559, 560), wenn er sich  
1. aus begründeter Furcht vor Verfolgung wegen seiner Rasse, Religion, Nationalität, 
politischen Überzeugung oder Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe 
2. außerhalb des Landes (Herkunftsland) befindet,  

a) dessen Staatsangehörigkeit er besitzt und dessen Schutz er nicht in Anspruch 
nehmen kann oder wegen dieser Furcht nicht in Anspruch nehmen will oder 
b) in dem er als Staatenloser seinen vorherigen gewöhnlichen Aufenthalt hatte und 
in das er nicht zurückkehren kann oder wegen dieser Furcht nicht zurückkehren will. 

(2) Ein Ausländer ist nicht Flüchtling nach Absatz 1, wenn aus schwerwiegenden Gründen 
die Annahme gerechtfertigt ist, dass er  
1. ein Verbrechen gegen den Frieden, ein Kriegsverbrechen oder ein Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit begangen hat im Sinne der internationalen Vertragswerke, die ausgearbeitet 
worden sind, um Bestimmungen bezüglich dieser Verbrechen zu treffen, 
2. vor seiner Aufnahme als Flüchtling eine schwere nichtpolitische Straftat außerhalb des 
Bundesgebiets begangen hat, insbesondere eine grausame Handlung, auch wenn mit ihr 
vorgeblich politische Ziele verfolgt wurden, oder 
3. den Zielen und Grundsätzen der Vereinten Nationen zuwidergehandelt hat. 
Satz 1 gilt auch für Ausländer, die andere zu den darin genannten Straftaten oder 
Handlungen angestiftet oder sich in sonstiger Weise daran beteiligt haben. 
(3) Ein Ausländer ist auch nicht Flüchtling nach Absatz 1, wenn er den Schutz oder 
Beistand einer Organisation oder einer Einrichtung der Vereinten Nationen mit Ausnahme 
des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Flüchtlinge nach Artikel 1 Abschnitt D 
des Abkommens über die Rechtsstellung der Flüchtlinge genießt. Wird ein solcher Schutz 
oder Beistand nicht länger gewährt, ohne dass die Lage des Betroffenen gemäß den 
einschlägigen Resolutionen der Generalversammlung der Vereinten Nationen endgültig 
geklärt worden ist, sind die Absätze 1 und 2 anwendbar. 
(4) Einem Ausländer, der Flüchtling nach Absatz 1 ist, wird die Flüchtlingseigenschaft 
zuerkannt, es sei denn, er erfüllt die Voraussetzungen des § 60 Abs. 8 Satz 1 des 
Aufenthaltsgesetzes oder das Bundesamt hat nach § 60 Absatz 8 Satz 3 de s 
Aufenthaltsgesetzes von der Anwendung des § 60 Absa tz 1 des Aufenthaltsgesetzes 
abgesehen. 
 
§§ 4 – 6 unverändert 
 
§ 7 Erhebung personenbezogener Daten 
(1) Die mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten Behörden dürfen zum Zwecke der 
Ausführung dieses Gesetzes personenbezogene Daten erheben, soweit dies zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben erforderlich ist. Daten im Sinne des § 3 Abs. 9 des 
Bundesdatenschutzgesetzes sowie entsprechender Vorschriften der Datenschutzgesetze 
der Länder dürfen erhoben werden, soweit dies im Einzelfall zur Aufgabenerfüllung 
erforderlich ist. 
(2) Die Daten sind beim Betroffenen zu erheben. Sie dürfen auch ohne Mitwirkung des 
Betroffenen bei anderen öffentlichen Stellen, ausländischen Behörden und nichtöffentlichen 
Stellen erhoben werden, wenn  



1. dieses Gesetz oder eine andere Rechtsvorschrift es vorsieht oder zwingend 
voraussetzt, 
2. es offensichtlich ist, dass es im Interesse des Betroffenen liegt und kein Grund zu 
der Annahme besteht, dass er in Kenntnis der Erhebung seine Einwilligung 
verweigern würde, 
3. die Mitwirkung des Betroffenen nicht ausreicht oder einen unverhältnismäßigen 
Aufwand erfordern würde, 
4. die zu erfüllende Aufgabe ihrer Art nach eine Erhebung bei anderen Personen 
oder Stellen erforderlich macht oder 
5. es zur Überprüfung der Angaben des Betroffenen erforderlich ist. 

Nach Satz 2 Nr. 3 und 4 sowie bei ausländischen Behörden und nichtöffentlichen Stellen 
dürfen Daten nur erhoben werden, wenn keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass 
überwiegende schutzwürdige Interessen des Betroffenen beeinträchtigt werden. 
(3) Die Asylverfahrensakten des Bundesamts sind spä testens zehn Jahre nach 
unanfechtbarem Abschluss des Asylverfahrens zu vern ichten sowie in den 
Datenverarbeitungssystemen des Bundesamts zu lösche n. Die Fristen zur 
Vernichtung und Löschung aufgrund anderer Vorschrif ten bleiben davon unberührt. 
 
§ 8 Übermittlung personenbezogener Daten 
(1) Öffentliche Stellen haben auf Ersuchen (§ 7 Abs. 1) den mit der Ausführung dieses 
Gesetzes betrauten Behörden ihnen bekannt gewordene Umstände mitzuteilen, soweit 
besondere gesetzliche Verwendungsregelungen oder überwiegende schutzwürdige 
Interessen des Betroffenen nicht entgegenstehen. 
(2) Die zuständigen Behörden unterrichten das Bundesamt unverzüglich über ein 
förmliches Auslieferungsersuchen und ein mit der Ankündigung des 
Auslieferungsersuchens verbundenes Festnahmeersuchen eines anderen Staates sowie 
über den Abschluss des Auslieferungsverfahrens, wenn der Ausländer einen Asylantrag 
gestellt hat. 
(2a) Die mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten Behörden teilen Umstände und 
Maßnahmen nach diesem Gesetz, deren Kenntnis für die Leistung an Leistungsberechtigte 
des Asylbewerberleistungsgesetzes erforderlich ist, sowie die ihnen mitgeteilten Erteilungen 
von Arbeitserlaubnissen an diese Personen und Angaben über das Erlöschen, den 
Widerruf oder die Rücknahme der Arbeitserlaubnisse den nach § 10 des 
Asylbewerberleistungsgesetzes zuständigen Behörden mit.  
(3) Die nach diesem Gesetz erhobenen Daten dürfen auch zum Zwecke der Ausführung 
des Aufenthaltsgesetzes und der gesundheitlichen Betreuung und Versorgung von 
Asylbewerbern sowie für Maßnahmen der Strafverfolgung und auf Ersuchen zur Verfolgung 
von Ordnungswidrigkeiten den damit betrauten öffentlichen Stellen, soweit es zur Erfüllung 
der in ihrer Zuständigkeit liegenden Aufgaben erforderlich ist, übermittelt und von diesen 
dafür verarbeitet und genutzt werden. Sie dürfen an eine in § 35 Abs. 1 des Ersten Buches 
Sozialgesetzbuch genannte Stelle übermittelt und von dieser verarbeitet und genutzt 
werden, soweit dies für die Aufdeckung und Verfolgung von unberechtigtem Bezug von 
Leistungen nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch, von Leistungen der Kranken- und 
Unfallversicherungsträger oder von Arbeitslosengeld oder Leistungen zur Sicherung des 
Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch erforderlich ist und wenn 
tatsächliche Anhaltspunkte für einen unberechtigten Bezug vorliegen. Die nach diesem 
Gesetz erhobenen Daten dürfen der Bundesagentur für  Arbeit übermittelt und von 
dieser verarbeitet und genutzt werden, soweit dies zur Erfüllung von Aufgaben nach 
dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch erforderlich ist.  § 88 Abs. 1 bis 3 des 
Aufenthaltsgesetzes findet entsprechende Anwendung.  
(4) Eine Datenübermittlung auf Grund anderer gesetzlicher Vorschriften bleibt unberührt. 
(5) Die Regelung des § 20 Abs. 5 des Bundesdatenschutzgesetzes sowie entsprechende 
Vorschriften der Datenschutzgesetze der Länder finden keine Anwendung. 
 
§ 9 unverändert  



§ 10 Zustellungsvorschriften 
(1) Der Ausländer hat während der Dauer des Asylverfahrens vorzusorgen, dass ihn 
Mitteilungen des Bundesamtes, der zuständigen Ausländerbehörde und der angerufenen 
Gerichte stets erreichen können; insbesondere hat er jeden Wechsel seiner Anschrift den 
genannten Stellen unverzüglich anzuzeigen. 
(2) Der Ausländer muss Zustellungen und formlose Mitteilungen unter der letzten Anschrift, 
die der jeweiligen Stelle auf Grund seines Asylantrags oder seiner Mitteilung bekannt ist, 
gegen sich gelten lassen, wenn er für das Verfahren weder einen Bevollmächtigten bestellt 
noch einen Empfangsberechtigten benannt hat oder diesen nicht zugestellt werden kann. 
Das Gleiche gilt, wenn die letzte bekannte Anschrift, unter der der Ausländer wohnt oder zu 
wohnen verpflichtet ist, durch eine öffentliche Stelle mitgeteilt worden ist. Der Ausländer 
muss Zustellungen und formlose Mitteilungen anderer als der in Absatz 1 bezeichneten 
öffentlichen Stellen unter der Anschrift gegen sich gelten lassen, unter der er nach den 
Sätzen 1 und 2 Zustellungen und formlose Mitteilungen des Bundesamtes gegen sich 
gelten lassen muss. Kann die Sendung dem Ausländer nicht zugestellt werden, so gilt die 
Zustellung mit der Aufgabe zur Post als bewirkt, selbst wenn die Sendung als unzustellbar 
zurückkommt. 
(3) Betreiben Familienangehörige im Sinne des § 26 Absatz 1 bis 3 ein gemeinsames 
Asylverfahren und ist nach Absatz 2 für alle Familienangehörigen dieselbe Anschrift 
maßgebend, können für sie bestimmte Entscheidungen und Mitteilungen in einem Bescheid 
oder einer Mitteilung zusammengefasst und einem Familienangehörigen zugestellt werden, 
sofern er volljährig ist . In der Anschrift sind alle volljährigen  Familienangehörigen zu 
nennen, für die die Entscheidung oder Mitteilung bestimmt ist. In der Entscheidung oder 
Mitteilung ist ausdrücklich darauf hinzuweisen, gegenüber welchen Familienangehörigen 
sie gilt. 
(4) – (7) unverändert 
 
§ 11 Ausschluss des Widerspruchs 
Gegen Maßnahmen und Entscheidungen nach diesem Gesetz findet kein Widerspruch 
statt. 
 
§ 11a Vorübergehende Aussetzung von Entscheidungen 
Das Bundesministerium des Innern kann Entscheidungen des Bundesamtes nach diesem 
Gesetz zu bestimmten Herkunftsländern für die Dauer von sechs Monaten vorübergehend 
aussetzen, wenn die Beurteilung der asyl- und abschiebungsrelevanten Lage besonderer 
Aufklärung bedarf. Die Aussetzung nach Satz 1 kann verlängert werden. 
 
§ 12 Handlungsfähigkeit 
(1) Fähig zur Vornahme von Verfahrenshandlungen nach diesem Gesetz ist ein 
volljähriger Ausländer  sofern er nicht nach Maßgabe des Bürgerlichen Gesetzbuches 
geschäftsunfähig oder in dieser Angelegenheit zu betreuen und einem 
Einwilligungsvorbehalt zu unterstellen wäre. 
(2) Bei der Anwendung dieses Gesetzes sind die Vorschriften des Bürgerlichen 
Gesetzbuches dafür maßgebend, ob ein Ausländer als minderjährig oder volljährig 
anzusehen ist. Die Geschäftsfähigkeit und die sonstige rechtliche Handlungsfähigkeit eines 
nach dem Recht seines Heimatstaates volljährigen Ausländers bleiben davon unberührt. 
(3) Im Asylverfahren ist vorbehaltlich einer abweichenden Entscheidung des 
Familiengerichts jeder Elternteil zur Vertretung eines minderjährigen Kindes  befugt, wenn 
sich der andere Elternteil nicht im Bundesgebiet aufhält oder sein Aufenthaltsort im 
Bundesgebiet unbekannt ist. 
 
§ 13 Asylantrag 
(1) Ein Asylantrag liegt vor, wenn sich dem schriftlich, mündlich oder auf andere Weise 
geäußerten Willen des Ausländers entnehmen lässt, dass er im Bundesgebiet Schutz vor 
politischer Verfolgung sucht oder dass er Schutz vor Abschiebung oder einer sonstigen 



Rückführung in einen Staat begehrt, in dem ihm eine Verfolgung im Sinne des § 3 Absatz 1 
oder ein ernsthafter Schaden im Sinne des § 4 Absatz 1 droht. 
(2) Mit jedem Asylantrag wird die Anerkennung als Asylberechtigter sowie internationaler 
Schutz im Sinne des § 1 Absatz 1 Nummer 2 beantragt. Der Ausländer kann den 
Asylantrag auf die Zuerkennung internationalen Schutzes beschränken. Er ist über die 
Folgen einer Beschränkung des Antrags zu belehren. § 24 Absatz 2 bleibt unberührt. 
(3) Ein Ausländer, der nicht im Besitz der erforderlichen Einreisepapiere ist, hat an der 
Grenze um Asyl nachzusuchen (§ 18). Im Falle der unerlaubten Einreise hat er sich 
unverzüglich bei einer Aufnahmeeinrichtung zu melden (§ 22) oder bei der 
Ausländerbehörde oder der Polizei um Asyl nachzusuchen (§ 19). 
 
§ 14 Antragstellung 
(1) Der Asylantrag ist bei der Außenstelle des Bundesamtes zu stellen, die der für die 
Aufnahme des Ausländers zuständigen Aufnahmeeinrichtung zugeordnet ist. Der Ausländer 
ist vor der Antragstellung schriftlich und gegen Empfangsbestätigung darauf hinzuweisen, 
dass nach Rücknahme oder unanfechtbarer Ablehnung seines Asylantrages die Erteilung 
eines Aufenthaltstitels gemäß § 10 Abs. 3 des Aufenthaltsgesetzes Beschränkungen 
unterliegt. In Fällen des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 2 ist der Hinweis unverzüglich nachzuholen. 
(2) Der Asylantrag ist beim Bundesamt zu stellen, wenn der Ausländer  

1. einen Aufenthaltstitel mit einer Gesamtgeltungsdauer von mehr als sechs Monaten 
besitzt, 
2. sich in Haft oder sonstigem öffentlichem Gewahrsam, in einem Krankenhaus, 
einer Heil- oder Pflegeanstalt oder in einer Jugendhilfeeinrichtung befindet, oder 
3. minderjährig ist und sein gesetzlicher Vertreter nicht verpflichtet ist, in einer 
Aufnahmeeinrichtung zu wohnen. 

Die Ausländerbehörde leitet einen bei ihr eingereichten schriftlichen Antrag unverzüglich 
dem Bundesamt zu. Das Bundesamt bestimmt die für die Bearbeitung des Asylantrags 
zuständige Außenstelle.  
(3) Befindet sich der Ausländer in den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 2 in  

1. Untersuchungshaft, 
2. Strafhaft, 
3. Vorbereitungshaft nach § 62 Absatz 2 des Aufenthaltsgesetzes, 
4. Sicherungshaft nach § 62 Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 des Aufenthaltsgesetzes, weil er 
sich nach der unerlaubten Einreise länger als einen Monat ohne Aufenthaltstitel im 
Bundesgebiet aufgehalten hat, 
5. Sicherungshaft nach § 62 Absatz 3 Satz 1 Nr. 1a bis 5 des Aufenthaltsgesetzes, 

steht die Asylantragstellung der Anordnung oder Aufrechterhaltung von Abschiebungshaft 
nicht entgegen. Dem Ausländer ist unverzüglich Gelegenheit zu geben, mit einem 
Rechtsbeistand seiner Wahl Verbindung aufzunehmen, es sei denn, er hat sich selbst 
vorher anwaltlichen Beistands versichert. Die Abschiebungshaft endet mit der Zustellung 
der Entscheidung des Bundesamtes, spätestens jedoch vier Wochen nach Eingang des 
Asylantrags beim Bundesamt, es sei denn, es wurde auf Grund von Rechtsvorschriften der 
Europäischen Gemeinschaft oder eines völkerrechtlichen Vertrages über die Zuständigkeit 
für die Durchführung von Asylverfahren ein Auf- oder Wiederaufnahmeersuchen an einen 
anderen Staat gerichtet oder der Asylantrag wurde als unbeachtlich oder offensichtlich 
unbegründet abgelehnt. 
 
§ 14a Familieneinheit 
(1) Mit der Asylantragstellung nach § 14 gilt ein A sylantrag auch für jedes minder-
jährige ledige Kind als gestellt, das sich zu diese m Zeitpunkt im Bundesgebiet auf-
hält, ohne freizügigkeitsberechtigt oder im Besitz eines Aufenthaltstitels zu sein, 
wenn es zuvor noch keinen Asylantrag gestellt hatte . 
(2) Reist ein minderjähriges lediges Kind des Ausländers nach dessen Asylantragstellung 
ins Bundesgebiet ein oder wird es hier geboren, so ist dies dem Bundesamt unverzüglich 
anzuzeigen, wenn ein Elternteil eine Aufenthaltsgestattung besitzt oder sich nach 



Abschluss seines Asylverfahrens ohne Aufenthaltstitel oder mit einer Aufenthaltserlaubnis 
nach § 25 Abs. 5 des Aufenthaltsgesetzes im Bundesgebiet aufhält. Die Anzeigepflicht 
obliegt neben dem Vertreter des Kindes im Sinne von § 12 Abs. 3 auch der 
Ausländerbehörde. Mit Zugang der Anzeige beim Bundesamt gilt ein Asylantrag für das 
Kind als gestellt. 
(3) Der Vertreter des Kindes im Sinne von § 12 Abs. 3 kann bis zur Zustellung der 
Entscheidung des Bundesamtes auf die Durchführung eines Asylverfahrens für das Kind 
verzichten, indem er erklärt, dass dem Kind keine Verfolgung im Sinne des § 3 Absatz 1 
und kein ernsthafter Schaden im Sinne des § 4 Absatz 1 drohen. § 13 Absatz 2 Satz 2 gilt 
entsprechend. 
(4) Die Absätze 1 bis 3 sind auch anzuwenden, wenn der Asylantrag vor dem 1. Januar 
2005 gestellt worden ist und das Kind sich zu diesem Zeitpunkt im Bundesgebiet 
aufgehalten hat, später eingereist ist oder hier geboren wurde. 
 
§§ 15 – 25 unverändert 
 
§ 26 Familienasyl und internationaler Schutz für Fa milienangehörige 
(1) Der Ehegatte oder der Lebenspartner eines Asylberechtigten wird auf Antrag als 
Asylberechtigter anerkannt, wenn  

1. die Anerkennung des Asylberechtigten unanfechtbar ist, 
2. die Ehe oder Lebenspartnerschaft mit dem Asylberechtigten schon in dem Staat 
bestanden hat, in dem der Asylberechtigte politisch verfolgt wird, 
3. der Ehegatte oder der Lebenspartner vor der Anerkennung des Ausländers als 
Asylberechtigter eingereist ist oder er den Asylantrag unverzüglich nach der Einreise 
gestellt hat und 
4. die Anerkennung des Asylberechtigten nicht zu widerrufen oder zurückzunehmen 
ist. 

(2) Ein zum Zeitpunkt seiner Asylantragstellung minderjähriges lediges Kind eines 
Asylberechtigten wird auf Antrag als asylberechtigt anerkannt, wenn die Anerkennung des 
Ausländers als Asylberechtigter unanfechtbar ist und diese Anerkennung nicht zu 
widerrufen oder zurückzunehmen ist. 
(3) Die Eltern eines minderjährigen ledigen Asylberechtigten oder ein anderer Erwachsener 
im Sinne des Artikels 2 Buchstabe j der Richtlinie 2011/95/EU werden auf Antrag als 
Asylberechtigte anerkannt, wenn  

1. die Anerkennung des Asylberechtigten unanfechtbar ist, 
2. die Familie im Sinne des Artikels 2 Buchstabe j der Richtlinie 2011/95/EU schon in 
dem Staat bestanden hat, in dem der Asylberechtigte politisch verfolgt wird, 
3. sie vor der Anerkennung des Asylberechtigten eingereist sind oder sie den 
Asylantrag unverzüglich nach der Einreise gestellt haben, 
4. die Anerkennung des Asylberechtigten nicht zu widerrufen oder zurückzunehmen 
ist und 
5. sie die Personensorge für den Asylberechtigten innehaben. 

Für zum Zeitpunkt ihrer Antragstellung minderjährige ledige Geschwister des 
minderjährigen Asylberechtigten gilt Satz 1 Nummer 1 bis 4 entsprechend. 
(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für Familienangehörige im Sinne dieser Absätze, die die 
Voraussetzungen des § 60 Absatz 8 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes oder des § 3 Absatz 2 
erfüllen oder bei denen das Bundesamt nach § 60 Absatz 8 Sat z 3 des 
Aufenthaltsgesetzes von der Anwendung des § 60 Absa tz 1 des Aufenthaltsgesetzes 
abgesehen hat . Die Absätze 2 und 3 gelten nicht für Kinder eines Ausländers, der selbst 
nach Absatz 2 oder Absatz 3 als Asylberechtigter anerkannt worden ist. 
(5) Auf Familienangehörige im Sinne der Absätze 1 bis 3 von international 
Schutzberechtigten sind die Absätze 1 bis 4 entsprechend anzuwenden. An die Stelle der 
Asylberechtigung tritt die Flüchtlingseigenschaft oder der subsidiäre Schutz. Der subsidiäre 
Schutz als Familienangehöriger wird nicht gewährt, wenn ein Ausschlussgrund nach § 4 
Absatz 2 vorliegt. 



(6) Die Absätze 1 bis 5 sind nicht anzuwenden, wenn dem Ausländer durch den 
Familienangehörigen im Sinne dieser Absätze eine Verfolgung im Sinne des § 3 Absatz 1 
oder ein ernsthafter Schaden im Sinne des § 4 Absatz 1 droht oder er bereits einer solchen 
Verfolgung ausgesetzt war oder einen solchen ernsthaften Schaden erlitten hat. 

 
§§ 27 – 29 unverändert 
 
§ 29a Sicherer Herkunftsstaat; Bericht; Verordnungs ermächtigung 
(1) Der Asylantrag eines Ausländers aus einem Staat im Sinne des Artikels 16a Abs. 3 Satz 
1 des Grundgesetzes (sicherer Herkunftsstaat) ist als offensichtlich unbegründet 
abzulehnen, es sei denn, die von dem Ausländer angegebenen Tatsachen oder 
Beweismittel begründen die Annahme, dass ihm abweichend von der allgemeinen Lage im 
Herkunftsstaat politische Verfolgung droht. 
(2) Sichere Herkunftsstaaten sind die Mitgliedstaaten der Europäischen Union und die in 
Anlage II bezeichneten Staaten. 
(2a) Die Bundesregierung legt dem Deutschen Bundest ag alle zwei Jahre, erstmals 
zum 23. Oktober 2017 einen Bericht darüber vor, ob die Voraussetzungen für die 
Einstufung der in Anlage II bezeichneten Staaten al s sichere Herkunftsstaaten 
weiterhin vorliegen. 
(3) Die Bundesregierung bestimmt durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des 
Bundesrates, dass ein in Anlage II bezeichneter Staat nicht mehr als sicherer 
Herkunftsstaat gilt, wenn Veränderungen in den rechtlichen oder politischen Verhältnissen 
dieses Staates die Annahme begründen, dass die in Artikel 16a Abs. 3 Satz 1 des 
Grundgesetzes bezeichneten Voraussetzungen entfallen sind. Die Verordnung tritt 
spätestens sechs Monate nach ihrem Inkrafttreten außer Kraft. 
 
§ 30 Offensichtlich unbegründete Asylanträge 
(1) Ein Asylantrag ist offensichtlich unbegründet, wenn die Voraussetzungen für eine 
Anerkennung als Asylberechtigter und die Voraussetzungen für die Zuerkennung der 
Flüchtlingseigenschaft offensichtlich nicht vorliegen. 
(2) Ein Asylantrag ist insbesondere offensichtlich unbegründet, wenn nach den Umständen 
des Einzelfalles offensichtlich ist, dass sich der Ausländer nur aus wirtschaftlichen Gründen 
oder um einer allgemeinen Notsituation zu entgehen, im Bundesgebiet aufhält. 
(3) Ein unbegründeter Asylantrag ist als offensichtlich unbegründet abzulehnen, wenn  

1. in wesentlichen Punkten das Vorbringen des Ausländers nicht substantiiert oder in 
sich widersprüchlich ist, offenkundig den Tatsachen nicht entspricht oder auf 
gefälschte oder verfälschte Beweismittel gestützt wird, 
2. der Ausländer im Asylverfahren über seine Identität oder Staatsangehörigkeit 
täuscht oder diese Angaben verweigert, 
3. er unter Angabe anderer Personalien einen weiteren Asylantrag oder ein weiteres 
Asylbegehren anhängig gemacht hat, 
4. er den Asylantrag gestellt hat, um eine drohende Aufenthaltsbeendigung 
abzuwenden, obwohl er zuvor ausreichend Gelegenheit hatte, einen Asylantrag zu 
stellen, 
5. er seine Mitwirkungspflichten nach § 13 Abs. 3 Satz 2, § 15 Abs. 2 Nr. 3 bis 5 oder 
§ 25 Abs. 1 gröblich verletzt hat, es sei denn, er hat die Verletzung der 
Mitwirkungspflichten nicht zu vertreten oder ihm war die Einhaltung der 
Mitwirkungspflichten aus wichtigen Gründen nicht möglich, 
6. er nach §§ 53, 54 des Aufenthaltsgesetzes vollziehbar ausgewiesen ist oder 
7. er für einen nach diesem Gesetz handlungsunfähigen Ausländer gestellt wird oder 
nach § 14a als gestellt gilt, nachdem zuvor Asylanträge der Eltern oder des allein 
personensorgeberechtigten Elternteils unanfechtbar abgelehnt worden sind. 

(4) Ein Asylantrag ist ferner als offensichtlich unbegründet abzulehnen, wenn die 
Voraussetzungen des § 60 Abs. 8 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes oder des § 3 Abs. 2 



vorliegen. oder wenn das Bundesamt nach § 60 Abs. 8 Satz 3 des  Aufenthaltsgesetzes 
von der Anwendung des § 60 Abs. 1 des Aufenthaltsgesetzes abgesehen hat.  
(5) Ein beim Bundesamt gestellter Antrag ist auch dann als offensichtlich unbegründet 
abzulehnen, wenn es sich nach seinem Inhalt nicht um einen Asylantrag im Sinne des § 13 
Abs. 1 handelt. 
 
§§ 31 – 34 unverändert 
 
§ 34a Abschiebungsanordnung 
(1) Soll der Ausländer in einen sicheren Drittstaat (§ 26a) oder in einen für die 
Durchführung des Asylverfahrens zuständigen Staat (§ 27a) abgeschoben werden, ordnet 
das Bundesamt die Abschiebung in diesen Staat an, sobald feststeht, dass sie durchgeführt 
werden kann. Dies gilt auch, wenn der Ausländer den Asylantrag in einem anderen auf 
Grund von Rechtsvorschriften der Europäischen Union oder eines völkerrechtlichen 
Vertrages für die Durchführung des Asylverfahrens zuständigen Staat gestellt oder vor der 
Entscheidung des Bundesamtes zurückgenommen hat. Einer vorherigen Androhung und 
Fristsetzung bedarf es nicht. 
(2) Anträge nach § 80 Absatz 5 der Verwaltungsgerichtsordnung gegen die 
Abschiebungsanordnung sind innerhalb einer Woche nach Bekanntgabe zu stellen. Die 
Abschiebung ist bei rechtzeitiger Antragstellung vor der gerichtlichen Entscheidung nicht 
zulässig. Anträge auf Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes gegen die Befristung 
des Einreise- und Aufenthaltsverbots nach § 11 Absa tz 2 des Aufenthaltsgesetzes 
sind innerhalb einer Woche nach Bekanntgabe zu stel len. Die Vollziehbarkeit der 
Abschiebungsanordnung bleibt hiervon unberührt. 
 
§ 35 Abschiebungsandrohung bei Unbeachtlichkeit des  Asylantrags 
In den Fällen des § 29 Abs. 1 droht das Bundesamt dem Ausländer die Abschiebung in den 
Staat an, in dem er vor Verfolgung sicher war. 
 
§ 36 Verfahren bei Unbeachtlichkeit und offensichtl icher Unbegründetheit 
(1) In den Fällen der Unbeachtlichkeit und der offensichtlichen Unbegründetheit des 
Asylantrages beträgt die dem Ausländer zu setzende Ausreisefrist eine Woche. 
(2) Das Bundesamt übermittelt mit der Zustellung der Entscheidung den Beteiligten eine 
Kopie des Inhalts der Asylakte. Der Verwaltungsvorgang ist mit dem Nachweis der 
Zustellung unverzüglich dem zuständigen Verwaltungsgericht zu übermitteln. 
(3) Anträge nach § 80 Abs. 5 der Verwaltungsgerichtsordnung gegen die 
Abschiebungsandrohung sind innerhalb einer Woche nach Bekanntgabe zu stellen; dem 
Antrag soll der Bescheid des Bundesamtes beigefügt werden. Der Ausländer ist hierauf 
hinzuweisen. § 58 der Verwaltungsgerichtsordnung ist entsprechend anzuwenden. Die 
Entscheidung soll im schriftlichen Verfahren ergehen; eine mündliche Verhandlung, in der 
zugleich über die Klage verhandelt wird, ist unzulässig. Die Entscheidung soll innerhalb von 
einer Woche nach Ablauf der Frist des Absatzes 1 ergehen. Die Kammer des 
Verwaltungsgerichts kann die Frist nach Satz 5 um jeweils eine weitere Woche verlängern. 
Die zweite Verlängerung und weitere Verlängerungen sind nur bei Vorliegen 
schwerwiegender Gründe zulässig, insbesondere wenn eine außergewöhnliche Belastung 
des Gerichts eine frühere Entscheidung nicht möglich macht. Die Abschiebung ist bei 
rechtzeitiger Antragstellung vor der gerichtlichen Entscheidung nicht zulässig. Die 
Entscheidung ist ergangen, wenn die vollständig unterschriebene Entscheidungsformel der 
Geschäftsstelle der Kammer vorliegt. Anträge auf Gewährung vorläufigen Rechts-
schutzes gegen die Befristung des Einreise- und Auf enthaltsverbots nach § 11 
Absatz 2 des Aufenthaltsgesetzes und die Anordnung und Befristung nach § 11 
Absatz 7 des Aufenthaltsgesetzes sind ebenso innerh alb einer Woche nach 
Bekanntgabe zu stellen. Die Vollziehbarkeit der Abs chiebungsandrohung bleibt 
hiervon unberührt. 



(4) Die Aussetzung der Abschiebung darf nur angeordnet werden, wenn ernstliche Zweifel 
an der Rechtmäßigkeit des angegriffenen Verwaltungsaktes bestehen. Tatsachen und 
Beweismittel, die von den Beteiligten nicht angegeben worden sind, bleiben 
unberücksichtigt, es sei denn, sie sind gerichtsbekannt oder offenkundig. Ein Vorbringen, 
das nach § 25 Abs. 3 im Verwaltungsverfahren unberücksichtigt geblieben ist, sowie 
Tatsachen und Umstände im Sinne des § 25 Abs. 2, die der Ausländer im 
Verwaltungsverfahren nicht angegeben hat, kann das Gericht unberücksichtigt lassen, 
wenn andernfalls die Entscheidung verzögert würde. 
 
§ 37 Weiteres Verfahren bei stattgebender gerichtli cher Entscheidung 
(1) Die Entscheidung des Bundesamtes über die Unbeachtlichkeit des Antrags und die 
Abschiebungsandrohung werden unwirksam, wenn das Verwaltungsgericht dem Antrag 
nach § 80 Abs. 5 der Verwaltungsgerichtsordnung entspricht. Das Bundesamt hat das 
Asylverfahren fortzuführen. 
(2) Entspricht das Verwaltungsgericht im Falle eines als offensichtlich unbegründet 
abgelehnten Asylantrags dem Antrag nach § 80 Abs. 5 der Verwaltungsgerichtsordnung, 
endet die Ausreisefrist 30 Tage nach dem unanfechtbaren Abschluss des Asylverfahrens. 
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht, wenn auf Grund der Entscheidung des 
Verwaltungsgerichts die Abschiebung in einen der in der Abschiebungsandrohung 
bezeichneten Staaten vollziehbar wird. 
 
§ 38 Ausreisefrist bei sonstiger Ablehnung und bei Rücknahme des Asylantrags 
(1) In den sonstigen Fällen, in denen das Bundesamt den Ausländer nicht als 
Asylberechtigten anerkennt, beträgt die dem Ausländer zu setzende Ausreisefrist 30 Tage. 
Im Falle der Klageerhebung endet die Ausreisefrist 30 Tage nach dem unanfechtbaren 
Abschluss des Asylverfahrens. 
(2) Im Falle der Rücknahme des Asylantrags vor der Entscheidung des Bundesamtes 
beträgt die dem Ausländer zu setzende Ausreisefrist eine Woche. 
(3) Im Falle der Rücknahme des Asylantrags oder der Klage oder des Verzichts auf die 
Durchführung des Asylverfahrens nach § 14a Absatz 3 kann dem Ausländer eine 
Ausreisefrist bis zu drei Monaten eingeräumt werden, wenn er sich zur freiwilligen Ausreise 
bereit erklärt. 
 
§ 39 (weggefallen) 
 
§ 40 Unterrichtung der Ausländerbehörde 
(1) Das Bundesamt unterrichtet unverzüglich die Ausländerbehörde, in deren Bezirk sich 
der Ausländer aufzuhalten oder Wohnung zu nehmen  hat, über eine vollziehbare 
Abschiebungsandrohung und leitet ihr unverzüglich alle für die Abschiebung erforderlichen 
Unterlagen zu. Das Gleiche gilt, wenn das Verwaltungsgericht die aufschiebende Wirkung 
der Klage wegen des Vorliegens der Voraussetzungen des § 60 Absatz 5 oder 7 des 
Aufenthaltsgesetzes nur hinsichtlich der Abschiebung in den betreffenden Staat angeordnet 
hat und das Bundesamt das Asylverfahren nicht fortführt. 
(2) Das Bundesamt unterrichtet unverzüglich die Ausländerbehörde, wenn das 
Verwaltungsgericht in den Fällen des § 38 Absatz 2 die aufschiebende Wirkung der Klage 
gegen die Abschiebungsandrohung anordnet. 
(3) Stellt das Bundesamt dem Ausländer die Abschiebungsanordnung (§ 34a) zu, 
unterrichtet es unverzüglich die für die Abschiebung zuständige Behörde über die 
Zustellung. 
 
§§ 41 – 44 unverändert 
 
§ 45 Aufnahmequoten 
(1) Die Länder können durch Vereinbarung einen Schlüssel für die Aufnahme von 
Asylbegehrenden durch die einzelnen Länder (Aufnahmequote) festlegen. Bis zum 



Zustandekommen dieser Vereinbarung oder bei deren Wegfall richtet sich die 
Aufnahmequote für das jeweilige Kalenderjahr nach dem von dem Büro der Gemeinsamen 
Wissenschaftskonferenz im Bundesanzeiger veröffentlichten Schlüssel, der für das 
vorangegangene Kalenderjahr entsprechend Steuereinnahmen und Bevölkerungszahl der 
Länder errechnet worden ist (Königsteiner Schlüssel). 
(2) Zwei oder mehr Länder können vereinbaren, dass Asylbegehrende, die von einem 
Land entsprechend seiner Aufnahmequote aufzunehmen sind, von einem anderen 
Land aufgenommen werden. Eine Vereinbarung nach Sat z 1 sieht mindestens 
Angaben zum Umfang der von der Vereinbarung betroff enen Personengruppe sowie 
einen angemessenen Kostenausgleich vor. Die Aufnahm equote nach Absatz 1 wird 
durch eine solche Vereinbarung nicht berührt. 
 
§ 46 Bestimmung der zuständigen Aufnahmeeinrichtung  
(1) Zuständig für die Aufnahme des Ausländers ist die Aufnahmeeinrichtung, in der er sich 
gemeldet hat, wenn sie über einen freien Unterbringungsplatz im Rahmen der Quote nach 
§ 45 verfügt und die ihr zugeordnete Außenstelle des Bundesamtes Asylanträge aus dem 
Herkunftsland des Ausländers bearbeitet. Liegen diese Voraussetzungen nicht vor, ist die 
nach Absatz 2 bestimmte Aufnahmeeinrichtung für die Aufnahme des Ausländers 
zuständig. 
(2) Eine vom Bundesministerium des Innern bestimmte zentrale Verteilungsstelle benennt 
auf Veranlassung einer Aufnahmeeinrichtung dieser die für die Aufnahme des Ausländers 
zuständige Aufnahmeeinrichtung. Maßgebend dafür sind die Aufnahmequoten nach § 45, in 
diesem Rahmen die vorhandenen freien Unterbringungsplätze und sodann die 
Bearbeitungsmöglichkeiten der jeweiligen Außenstelle des Bundesamtes in Bezug auf die 
Herkunftsländer der Ausländer. Von mehreren danach in Betracht kommenden 
Aufnahmeeinrichtungen wird die nächstgelegene als zuständig benannt. 
(2a) Ergibt sich aus einer Vereinbarung nach § 45 A bsatz 2 Satz 1 eine von den 
Absätzen 1 und 2 abweichende Zuständigkeit, so wird  die nach der Vereinbarung zur 
Aufnahme verpflichtete Aufnahmeeinrichtung mit der tatsächlichen Aufnahme des 
Ausländers zuständig. Soweit nach den Umständen mög lich, wird die Vereinbarung 
bei der Verteilung nach Absatz 2 berücksichtigt. 
(3) Die veranlassende Aufnahmeeinrichtung teilt der zentralen Verteilungsstelle nur die Zahl 
der Ausländer unter Angabe der Herkunftsländer mit. Ausländer und ihre 
Familienangehörigen im Sinne des § 26 Absatz 1 bis 3 sind als Gruppe zu melden. 
(4) Die Länder stellen sicher, dass die zentrale Verteilungsstelle jederzeit über die für die 
Bestimmung der zuständigen Aufnahmeeinrichtung erforderlichen Angaben, insbesondere 
über Zu- und Abgänge, Belegungsstand und alle freien Unterbringungsplätze jeder 
Aufnahmeeinrichtung unterrichtet ist. 
(5) Die Landesregierung oder die von ihr bestimmte Stelle benennt der zentralen 
Verteilungsstelle die zuständige Aufnahmeeinrichtung für den Fall, dass das Land nach der 
Quotenregelung zur Aufnahme verpflichtet ist und über keinen freien Unterbringungsplatz in 
den Aufnahmeeinrichtungen verfügt. 
 
§ 47 Aufenthalt in Aufnahmeeinrichtungen 
(1) Ausländer, die den Asylantrag bei einer Außenstelle des Bundesamtes zu stellen haben 
(§ 14 Abs. 1), sind verpflichtet, bis zu sechs Wochen, längstens jedoch bis zu drei  sechs 
Monaten, in der für ihre Aufnahme zuständigen Aufnahmeeinrichtung zu wohnen. Das 
Gleiche gilt in den Fällen des § 14 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, wenn die Voraussetzungen 
dieser Vorschrift vor der Entscheidung des Bundesamtes entfallen. 
(1a) Abweichend von Absatz 1 sind Ausländer aus ein em sicheren Herkunftsstaat  
(§ 29a) verpflichtet, bis zur Entscheidung des Bund esamts über den Asylantrag und 
im Falle der Ablehnung des Asylantrags nach § 29a a ls offensichtlich unbegründet 
oder nach § 27a als unzulässig bis zur Ausreise ode r bis zum Vollzug der 
Abschiebungsandrohung oder -anordnung in der für ih re Aufnahme zuständigen 
Aufnahmeeinrichtung zu wohnen. Die §§ 48 bis 50 ble iben unberührt. 



(2) Sind Eltern eines minderjährigen ledigen Kindes verpflichtet, in einer 
Aufnahmeeinrichtung zu wohnen, so kann auch das Kind in der Aufnahmeeinrichtung 
wohnen, auch wenn es keinen Asylantrag gestellt hat. 
(3) Für die Dauer der Pflicht, in einer Aufnahmeeinrichtung zu wohnen, ist der Ausländer 
verpflichtet, für die zuständigen Behörden und Gerichte erreichbar zu sein. 
(4) Die Aufnahmeeinrichtung weist den Ausländer innerhalb von 15 Tagen nach der 
Asylantragstellung möglichst schriftlich und in einer Sprache, deren Kenntnis 
vernünftigerweise vorausgesetzt werden kann, auf seine Rechte und Pflichten nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz hin. Die Aufnahmeeinrichtung benennt in dem Hinweis nach 
Satz 1 auch, wer dem Ausländer Rechtsbeistand gewähren kann und welche 
Vereinigungen den Ausländer über seine Unterbringung und medizinische Versorgung 
beraten können. 
 
§ 48 Beendigung der Verpflichtung, in einer Aufnahm eeinrichtung zu wohnen 
Die Verpflichtung, in einer Aufnahmeeinrichtung zu wohnen, endet vor Ablauf von drei  
sechs  Monaten, wenn der Ausländer  

1. verpflichtet ist, an einem anderen Ort oder in einer anderen Unterkunft Wohnung 
zu nehmen, 
2. als Asylberechtigter anerkannt ist oder ihm internationaler Schutz im Sinne des § 1 
Absatz 1 Nummer 2 zuerkannt wurde oder 
3. nach der Antragstellung durch Eheschließung im Bundesgebiet die 
Voraussetzungen für einen Rechtsanspruch auf Erteilung eines Aufenthaltstitels 
nach dem Aufenthaltsgesetz erfüllt. 

 
§ 49 – 51 unverändert 
 
§ 52 Quotenanrechnung 
Auf die Quoten nach § 45 wird die Aufnahme von Asylbegehrenden in den Fällen des § 14 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und  3, des § 14a sowie des § 51 angerechnet. 
 
§ 53 Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften 
(1) Ausländer, die einen Asylantrag gestellt haben und nicht oder nicht mehr verpflichtet 
sind, in einer Aufnahmeeinrichtung zu wohnen, sollen in der Regel in 
Gemeinschaftsunterkünften untergebracht werden. Hierbei sind sowohl das öffentliche 
Interesse als auch Belange des Ausländers zu berücksichtigen. 
(2) Eine Verpflichtung, in einer Gemeinschaftsunterkunft zu wohnen, endet, wenn das 
Bundesamt einen Ausländer als Asylberechtigten anerkannt oder ein Gericht das 
Bundesamt zur Anerkennung verpflichtet hat, auch wenn ein Rechtsmittel eingelegt worden 
ist, sofern durch den Ausländer eine anderweitige Unterkunft nachgewiesen wird und der 
öffentlichen Hand dadurch Mehrkosten nicht entstehen. Das Gleiche gilt, wenn das 
Bundesamt oder ein Gericht einem Ausländer internationalen Schutz im Sinne des § 1 
Absatz 1 Nummer 2 zuerkannt hat. In den Fällen der Sätze 1 und 2 endet die Verpflichtung 
auch für die Familienangehörigen im Sinne des § 26 Absatz 1 bis 3 des Ausländers. 
(3) § 44 Abs. 3 gilt entsprechend. 
 
§ 54 Unterrichtung des Bundesamtes 
Die Ausländerbehörde, in deren Bezirk sich der Ausländer aufzuhalten oder Wohnung zu 
nehmen  hat, teilt dem Bundesamt unverzüglich  

1. die ladungsfähige Anschrift des Ausländers, 
2. eine Ausschreibung zur Aufenthaltsermittlung 

mit. 
 
§§ 55 – 59 unverändert 
 
 



§ 59a Erlöschen der räumlichen Beschränkung 
(1) Die räumliche Beschränkung nach § 56 erlischt, wenn sich der Ausländer seit drei 
Monaten ununterbrochen erlaubt, geduldet oder gestattet im Bundesgebiet aufhält. Die 
räumliche Beschränkung für Ausländer erlischt abwei chend von Satz 1 nicht, 
solange die Verpflichtung des Ausländers, in der fü r ihre Aufnahme zuständigen 
Aufnahmeeinrichtung zu wohnen, fortbesteht.  
(2) Räumliche Beschränkungen bleiben auch nach Erlöschen der Aufenthaltsgestattung in 
Kraft bis sie aufgehoben werden, längstens aber bis zu dem in Absatz 1 bestimmten 
Zeitpunkt. Abweichend von Satz 1 erlöschen räumliche Beschränkungen, wenn der 
Aufenthalt nach § 25 Absatz 1 Satz 3 oder § 25 Absatz 2 Satz 2 des Aufenthaltsgesetzes 
als erlaubt gilt oder  ein Aufenthaltstitel erteilt wird. 
 
§§ 59b – 60 unverändert  
 
§ 61 Erwerbstätigkeit 
(1) Für die Dauer der Pflicht, in einer Aufnahmeeinrichtung zu wohnen, darf der Ausländer 
keine Erwerbstätigkeit ausüben. 
(2) Im Übrigen kann einem Asylbewerber, der sich seit drei Monaten gestattet im 
Bundesgebiet aufhält, abweichend von § 4 Abs. 3 des Aufenthaltsgesetzes die Ausübung 
einer Beschäftigung erlaubt werden, wenn die Bundesagentur für Arbeit zugestimmt hat 
oder durch Rechtsverordnung bestimmt ist, dass die Ausübung der Beschäftigung ohne 
Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit zulässig ist. Ein geduldeter oder rechtmäßiger 
Voraufenthalt wird auf die Wartezeit nach Satz 1 angerechnet. Die §§ 39, 40 Absatz 1 
Nummer 1 und Absatz 2, §§ 41 und 42 des Aufenthalts gesetzes gelten entsprechend. 
Einem Ausländer aus einem sicheren Herkunftsstaat g emäß § 29a, der nach dem 31. 
August 2015 einen Asylantrag gestellt hat, darf die  Ausübung der Beschäftigung 
nicht erlaubt werden.  
 
§ 62 Gesundheitsuntersuchung 
(1) Ausländer, die in einer Aufnahmeeinrichtung oder Gemeinschaftsunterkunft zu wohnen 
haben, sind verpflichtet, eine ärztliche Untersuchung auf übertragbare Krankheiten 
einschließlich einer Röntgenaufnahme der Atmungsorgane zu dulden. Die oberste 
Landesgesundheitsbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle bestimmt den Umfang der 
Untersuchung und den Arzt, der die Untersuchung durchführt. 
(2) Das Ergebnis der Untersuchung ist der für die Unterbringung zuständigen Behörde 
mitzuteilen. Wird bei der Untersuchung der Verdacht oder das Vor liegen einer 
meldepflichtigen Krankheit nach § 6 des Infektionss chutzgesetzes oder eine 
Infektion mit einem Krankheitserreger nach § 7 des Infektionsschutzgesetzes 
festgestellt, ist das Ergebnis der Untersuchung auc h dem Bundesamt mitzuteilen.  
 
§ 63 Bescheinigung über die Aufenthaltsgestattung 
(1) Dem Ausländer wird nach der Asylantragstellung innerhalb von drei Arbeitstagen  eine 
mit den Angaben zur Person und einem Lichtbild versehene Bescheinigung über die 
Aufenthaltsgestattung ausgestellt, wenn er nicht im Besitz eines Aufenthaltstitels ist. Im 
Falle des Absatzes 3 Satz 2 ist der Ausländer bei der Asylantragstellung aufzufordern, 
innerhalb der Frist nach Satz 1 bei der zuständigen Ausländerbehörde die Ausstellung der 
Bescheinigung zu beantragen. 
(2) Die Bescheinigung ist zu befristen. Solange der Ausländer verpflichtet ist, in einer 
Aufnahmeeinrichtung  zu wohnen, beträgt die Frist längstens drei und im Übrigen längstens 
sechs Monate. 
(3) Zuständig für die Ausstellung der Bescheinigung ist das Bundesamt, solange der 
Ausländer verpflichtet ist, in einer Aufnahmeeinrichtung  zu wohnen. Im Übrigen ist die 
Ausländerbehörde zuständig, auf deren Bezirk die Aufenthaltsgestattung beschränkt oder 
in deren Bezirk der Ausländer Wohnung zu nehmen hat  ist. Auflagen und Änderungen 



der räumlichen Beschränkung sowie deren Anordnung (§ 59b) können auch von der 
Behörde vermerkt werden, die sie verfügt hat. 
(4) Die Bescheinigung soll eingezogen werden, wenn die Aufenthaltsgestattung erloschen 
ist. 
(5) Im Übrigen gilt § 78a Absatz 5 des Aufenthaltsgesetzes entsprechend. 
 
§ 63a Bescheinigung über die Meldung als Asylsuchen der 
(1) Einem Ausländer, der um Asyl nachgesucht, aber noch keinen Asylantrag gestellt 
hat, wird unverzüglich eine Bescheinigung über die Meldung als Asylsuchender 
ausgestellt. Diese enthält die Angaben zur Person u nd ein Lichtbild des Ausländers 
so-wie die Bezeichnung der Aufnahmeeinrichtung, in die sich der Ausländer zur 
Asylantragstellung unverzüglich zu begeben hat. 
(2) Die Bescheinigung nach Absatz 1 ist auf längste ns einen Monat zu befristen. Sie 
soll ausnahmsweise um jeweils einen Monat verlänger t werden, wenn  

1. dem Ausländer bis zum Ablauf der Frist nach Satz  1 oder der verlängerten 
Frist nach Halbsatz 1 kein Termin bei der Außenstel le des Bundesamts nach  
§ 23 Absatz 1 genannt wurde,  
2. der dem Ausländer nach § 23 Absatz 1 genannte Te rmin bei der Außenstelle 
des Bundesamts außerhalb der Frist nach Satz 1 oder  der verlängerten Frist 
nach Halbsatz 1 liegt oder  
3. der Ausländer den ihm genannten Termin aus Gründ en, die er nicht zu 
vertreten hat, nicht wahrnimmt.  

(3) Zuständig für die Ausstellung einer Bescheinigu ng nach Absatz 1 sind die in § 18 
Absatz 1 und § 19 Absatz 1 bezeichneten Behörden, s owie die Aufnahmeeinrichtun-
gen. Zuständig für die Verlängerung nach Absatz 2 S atz 2 ist die Ausländerbehörde, 
in deren Bezirk der Ausländer sich aufzuhalten verp flichtet ist oder Wohnung zu 
nehmen hat, in Ermangelung einer solchen Verpflicht ung ist es die 
Ausländerbehörde, in deren Bezirk sich der Auslände r tatsächlich aufhält. In Fällen, 
in denen vor der Antragstellung bereits eine Erfass ung personenbezogener Daten 
beim Bundesamt erfolgt, kann die Ausstellung der Be scheinigung nach Absatz 1 
oder deren Verlängerung nach Absatz 2 auch vom Bund esamt vorgenommen 
werden.  
(4) Die Gültigkeit der Bescheinigung nach Absatz 1 endet mit Ablauf der Frist nach 
Absatz 2 Satz 1 oder der verlängerten Frist nach Ab satz 2 Satz 2, mit Ausstellung der 
Bescheinigung über die Aufenthaltsgestattung nach §  63 oder mit dem Erlöschen der 
Aufenthaltsgestattung nach § 67. Bei Ausstellung de r Bescheinigung über die 
Aufenthaltsgestattung wird die Bescheinigung nach A bsatz 1 eingezogen. Zuständig 
für die Einziehung ist die Behörde, welche die Besc heinigung über die 
Aufenthaltsgestattung ausstellt. 
 
§ 64 Ausweispflicht 
(1) Der Ausländer genügt für die Dauer des Asylverfahrens seiner Ausweispflicht mit der 
Bescheinigung über die Aufenthaltsgestattung. 
(2) Die Bescheinigung berechtigt nicht zum Grenzübertritt. 
 
§ 65 Herausgabe des Passes 
(1) Dem Ausländer ist nach der Stellung des Asylantrags der Pass oder Passersatz 
auszuhändigen, wenn dieser für die weitere Durchführung des Asylverfahrens nicht benötigt 
wird und der Ausländer einen Aufenthaltstitel besitzt oder die Ausländerbehörde ihm nach 
den Vorschriften in anderen Gesetzen einen Aufenthaltstitel erteilt. 
(2) Dem Ausländer kann der Pass oder Passersatz vorübergehend ausgehändigt werden, 
wenn dies in den Fällen des § 58 Abs. 1 für eine Reise oder wenn es für die Verlängerung 
der Gültigkeitsdauer oder die Vorbereitung der Ausreise des Ausländers erforderlich ist. 
Nach Erlöschen der räumlichen Beschränkung (§ 59a) gilt für eine Reise Satz 1 ent-
sprechend.  



§ 66 Ausschreibung zur Aufenthaltsermittlung 
(1) Der Ausländer kann zur Aufenthaltsermittlung im Ausländerzentralregister und in 
den Fahndungshilfsmitteln der Polizei ausgeschrieben werden, wenn sein 
Aufenthaltsort unbekannt ist und er  
1. innerhalb einer Woche nicht in der Aufnahmeeinrichtung eintrifft, an die er 
weitergeleitet worden ist, 
2. die Aufnahmeeinrichtung verlassen hat und innerhalb einer Woche nicht 
zurückgekehrt ist, 
3. einer Zuweisungsverfügung oder einer Verfügung nach § 60 Abs. 2 Satz 1 
innerhalb einer Woche nicht Folge geleistet hat oder 
4. unter der von ihm angegebenen Anschrift oder der Anschrift der Unterkunft, in der 
er Wohnung zu nehmen hat, nicht erreichbar ist; 

die in Nummer 4 bezeichneten Voraussetzungen liegen vor, wenn der Ausländer eine an 
die Anschrift bewirkte Zustellung nicht innerhalb von zwei Wochen in Empfang genommen 
hat. 
(2) Zuständig, die Ausschreibung zu veranlassen, sind die Aufnahmeeinrichtung, die 
Ausländerbehörde, in deren Bezirk sich der Ausländer aufzuhalten oder Wohnung zu 
nehmen  hat, und das Bundesamt. Die Ausschreibung darf nur von hierzu besonders 
ermächtigten Personen veranlasst werden. 
 
§ 67 Erlöschen der Aufenthaltsgestattung 
(1) Die Aufenthaltsgestattung erlischt,  

1. wenn der Ausländer nach § 18 Abs. 2 und 3 zurückgewiesen oder 
zurückgeschoben wird, 
1a. wenn der Ausländer nach § 33 Abs. 3 zurückgewiesen wird, 
2. wenn der Ausländer innerhalb von zwei Wochen, nachdem er um Asyl 
nachgesucht hat, noch keinen Asylantrag gestellt hat, 
3. im Falle der Rücknahme des Asylantrags mit der Zustellung der Entscheidung des 
Bundesamtes, 
4. wenn eine nach diesem Gesetz oder nach § 60 Abs. 9 des Aufenthaltsgesetzes 
erlassene Abschiebungsandrohung vollziehbar geworden ist, 
5. mit der Bekanntgabe  Vollziehbarkeit  einer Abschiebungsanordnung nach § 34a, 
5a. mit der Bekanntgabe einer Abschiebungsanordnung nach § 58a des 
Aufenthaltsgesetzes, 
6. im Übrigen, wenn die Entscheidung des Bundesamtes unanfechtbar geworden ist. 

Liegt in den Fällen des § 23 Absatz 1 der dem Auslä nder genannte Termin bei der 
Außenstelle des Bundesamts nach der sich aus Satz 1  Nummer 2 ergebenden Frist, 
dann erlischt die Aufenthaltsgestattung nach dieser  Bestimmung erst, wenn der 
Ausländer bis zu diesem Termin keinen Asylantrag st ellt. 
(2) Stellt der Ausländer den Asylantrag nach Ablauf der in Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 oder 
Satz 2 genannten Frist, tritt die Aufenthaltsgestattung wieder in Kraft. 
 
§§ 68 – 70 (weggefallen) 
 
§ 71 Folgeantrag 
(1) Stellt der Ausländer nach Rücknahme oder unanfechtbarer Ablehnung eines früheren 
Asylantrags erneut einen Asylantrag (Folgeantrag), so ist ein weiteres Asylverfahren nur 
durchzuführen, wenn die Voraussetzungen des § 51 Abs. 1 bis 3 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes vorliegen; die Prüfung obliegt dem Bundesamt. Das 
Gleiche gilt für den Asylantrag eines Kindes, wenn der Vertreter nach § 14a Abs. 3 auf die 
Durchführung eines Asylverfahrens verzichtet hatte. 
(2) Der Ausländer hat den Folgeantrag persönlich bei der Außenstelle des Bundesamtes zu 
stellen, die der Aufnahmeeinrichtung zugeordnet ist, in der er während des früheren 
Asylverfahrens zu wohnen verpflichtet war. Wenn der Ausländer das Bundesgebiet 
zwischenzeitlich verlassen hatte, gelten die §§ 47 bis 67 entsprechend.  In den Fällen 



des § 14 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 oder wenn der Ausländer nachweislich am persönlichen 
Erscheinen gehindert ist, ist der Folgeantrag schriftlich zu stellen. Der Folgeantrag ist 
schriftlich bei der Zentrale des Bundesamtes zu stellen, wenn  

1. die Außenstelle, die nach Satz 1 zuständig wäre, nicht mehr besteht, 
2. der Ausländer während des früheren Asylverfahrens nicht verpflichtet war, in einer 
Aufnahmeeinrichtung zu wohnen. 

§ 19 Abs. 1 findet keine Anwendung. 
(3) In dem Folgeantrag hat der Ausländer seine Anschrift sowie die Tatsachen und 
Beweismittel anzugeben, aus denen sich das Vorliegen der Voraussetzungen des § 51 
Abs. 1 bis 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes ergibt. Auf Verlangen hat der Ausländer 
diese Angaben schriftlich zu machen. Von einer Anhörung kann abgesehen werden. § 10 
gilt entsprechend. 
(4) Liegen die Voraussetzungen des § 51 Abs. 1 bis 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
nicht vor, sind die §§ 34, 35 und 36 entsprechend anzuwenden; im Falle der Abschiebung 
in einen sicheren Drittstaat (§ 26a) ist § 34a entsprechend anzuwenden.  
(5) Stellt der Ausländer, nachdem eine nach Stellung des früheren Asylantrags ergangene 
Abschiebungsandrohung oder -anordnung vollziehbar geworden ist, einen Folgeantrag, der 
nicht zur Durchführung eines weiteren Verfahrens führt, so bedarf es zum Vollzug der 
Abschiebung keiner erneuten Fristsetzung und Abschiebungsandrohung oder -anordnung. 
Die Abschiebung darf erst nach einer Mitteilung des Bundesamtes, dass die 
Voraussetzungen des § 51 Abs. 1 bis 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes nicht 
vorliegen, vollzogen werden, es sei denn, der Ausländer soll in den sicheren Drittstaat 
abgeschoben werden. 
(6) Absatz 5 gilt auch, wenn der Ausländer zwischenzeitlich das Bundesgebiet verlassen 
hatte. Im Falle einer unerlaubten Einreise aus einem sicheren Drittstaat (§ 26a) kann der 
Ausländer nach § 57 Abs. 1 und 2 des Aufenthaltsgesetzes dorthin zurückgeschoben 
werden, ohne dass es der vorherigen Mitteilung des Bundesamtes bedarf. 
(7) War der Aufenthalt des Ausländers während des früheren Asylverfahrens räumlich 
beschränkt, gilt die letzte räumliche Beschränkung fort, solange keine andere Entscheidung 
ergeht. Die §§ 59a und 59b gelten entsprechend.  In den Fällen der Absätze 5 und 6 ist 
für ausländerrechtliche Maßnahmen auch die Ausländerbehörde zuständig, in deren Bezirk 
sich der Ausländer aufhält. 
(8) Ein Folgeantrag steht der Anordnung von Abschiebungshaft nicht entgegen, es sei 
denn, es wird ein weiteres Asylverfahren durchgeführt. 
§§ 71a – 72 unverändert 
 
§ 73 Widerruf und Rücknahme der Asylberechtigung un d der Flüchtlingseigenschaft 
(1) Die Anerkennung als Asylberechtigter und die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft 
sind unverzüglich zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen für sie nicht mehr vorliegen. 
Dies ist insbesondere der Fall, wenn der Ausländer nach Wegfall der Umstände, die zur 
Anerkennung als Asylberechtigter oder zur Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft geführt 
haben, es nicht mehr ablehnen kann, den Schutz des Staates in Anspruch zu nehmen, 
dessen Staatsangehörigkeit er besitzt, oder wenn er als Staatenloser in der Lage ist, in das 
Land zurückzukehren, in dem er seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte. Satz 2 gilt nicht, 
wenn sich der Ausländer auf zwingende, auf früheren Verfolgungen beruhende Gründe 
berufen kann, um die Rückkehr in den Staat abzulehnen, dessen Staatsangehörigkeit er 
besitzt oder in dem er als Staatenloser seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte. 
(2) Die Anerkennung als Asylberechtigter ist zurückzunehmen, wenn sie auf Grund 
unrichtiger Angaben oder infolge Verschweigens wesentlicher Tatsachen erteilt worden ist 
und der Ausländer auch aus anderen Gründen nicht anerkannt werden könnte. Satz 1 ist 
auf die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft entsprechend anzuwenden. 
(2a) Die Prüfung, ob die Voraussetzungen für einen Widerruf nach Absatz 1 oder eine 
Rücknahme nach Absatz 2 vorliegen, hat spätestens nach Ablauf von drei Jahren nach 
Unanfechtbarkeit der Entscheidung zu erfolgen. Liegen die Voraussetzungen für einen 
Widerruf oder eine Rücknahme vor, teilt das Bundesa mt dieses Ergebnis der 



Ausländerbehörde spätestens innerhalb eines Monats nach dreijähriger 
Unanfechtbarkeit der begünstigenden Entscheidung mi t. Anderenfalls kann eine 
Mitteilung an die Ausländerbehörde entfallen.  Der Ausländerbehörde ist auch 
mitzuteilen, welche Personen nach § 26 ihre Asylberechtigung oder Flüchtlingseigenschaft 
von dem Ausländer ableiten und ob bei ihnen die Voraussetzungen für einen Widerruf nach 
Absatz 2b vorliegen. Ist nach der Prüfung ein Widerruf oder eine Rücknahme nicht erfolgt, 
steht eine spätere Entscheidung nach Abs. 1 oder Absatz 2 im Ermessen, es sei denn, der 
Widerruf oder die Rücknahme erfolgt, weil die Voraussetzungen des § 60 Abs. 8 Satz 1 des 
Aufenthaltsgesetzes oder des § 3 Abs. 2 vorliegen oder weil das Bundesamt nach § 60 
Absatz 8 Satz 3 des Aufenthaltsgesetzes von der Anw endung des § 60 Absatz 1 des 
Aufenthaltsgesetzes abgesehen hat. 
(2b) In den Fällen des § 26 Absatz 1 bis 3 und 5 ist die Anerkennung als Asylberechtigter 
und die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen 
des § 26 Absatz 4 Satz 1 vorliegen. Die Anerkennung als Asylberechtigter ist ferner zu 
widerrufen, wenn die Anerkennung des Asylberechtigten, von dem die Anerkennung 
abgeleitet worden ist, erlischt, widerrufen oder zurückgenommen wird und der Ausländer 
nicht aus anderen Gründen als Asylberechtigter anerkannt werden könnte. In den Fällen 
des § 26 Absatz 5 ist die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft zu widerrufen, wenn die 
Flüchtlingseigenschaft des Ausländers, von dem die Zuerkennung abgeleitet worden ist, 
erlischt, widerrufen oder zurückgenommen wird und dem Ausländer nicht aus anderen 
Gründen die Flüchtlingseigenschaft zuerkannt werden könnte. 
(2c) Bis zur Bestandskraft des Widerrufs oder der Rücknahme entfällt für 
Einbürgerungsverfahren die Verbindlichkeit der Entscheidung über den Asylantrag. 
(3) Bei Widerruf oder Rücknahme der Anerkennung als Asylberechtigter oder der 
Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft ist zu entscheiden, ob die Voraussetzungen für 
den subsidiären Schutz oder die Voraussetzungen des § 60 Absatz 5 oder 7 des 
Aufenthaltsgesetzes vorliegen. 
(4) Die beabsichtigte Entscheidung über einen Widerruf oder eine Rücknahme nach dieser 
Vorschrift oder nach § 48 des Verwaltungsverfahrensgesetzes ist dem Ausländer schriftlich 
mitzuteilen und ihm ist Gelegenheit zur Äußerung zu geben. Ihm kann aufgegeben werden, 
sich innerhalb eines Monats schriftlich zu äußern. Hat sich der Ausländer innerhalb dieser 
Frist nicht geäußert, ist nach Aktenlage zu entscheiden; der Ausländer ist auf diese 
Rechtsfolge hinzuweisen. 
(5) Mitteilungen oder Entscheidungen des Bundesamtes, die eine Frist in Lauf setzen, sind 
dem Ausländer zuzustellen. 
(6) Ist die Anerkennung als Asylberechtigter oder die Zuerkennung der 
Flüchtlingseigenschaft unanfechtbar widerrufen oder zurückgenommen oder aus einem 
anderen Grund nicht mehr wirksam, gilt § 72 Abs. 2 entsprechend. 
(7) (weggefallen) 
 
§§ 73a  - 73c unverändert 
 
§ 74 Klagefrist, Zurückweisung verspäteten Vorbring ens 
(1) Die Klage gegen Entscheidungen nach diesem Gesetz muss innerhalb von zwei 
Wochen nach Zustellung der Entscheidung erhoben werden; ist der Antrag nach § 80 Abs. 
5 der Verwaltungsgerichtsordnung innerhalb einer Woche zu stellen (§§ 34a Absatz 2  
Satz 1 und 3, 36 Absatz 3 Satz 1 und 10 ), ist auch die Klage innerhalb einer Woche zu 
erheben. 
(2) Der Kläger hat die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel binnen einer 
Frist von einem Monat nach Zustellung der Entscheidung anzugeben. § 87b Abs. 3 der 
Verwaltungsgerichtsordnung gilt entsprechend. Der Kläger ist über die Verpflichtung nach 
Satz 1 und die Folgen der Fristversäumung zu belehren. Das Vorbringen neuer Tatsachen 
und Beweismittel bleibt unberührt. 
 
 



§ 75 Aufschiebende Wirkung der Klage 
(1) Die Klage gegen Entscheidungen nach diesem Gesetz hat nur in den Fällen des § 38 
Absatz 1 sowie der §§ 73, 73b und 73c aufschiebende Wirkung. 
(2) Die Klage gegen Entscheidungen des Bundesamtes, mit denen die Anerkennung als 
Asylberechtigter oder die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft wegen des Vorliegens 
der Voraussetzungen des § 60 Abs. 8 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes oder des § 3 Abs. 2 
widerrufen oder zurückgenommen worden ist, hat keine aufschiebende Wirkung.  
Die Klage gegen Entscheidungen des Bundesamtes, mit  denen die Anerkennung als 
Asylberechtigter oder die Zuerkennung der Flüchtlin gseigenschaft widerrufen oder 
zurückgenommen worden ist, hat in folgenden Fällen keine aufschiebende Wirkung: 

1. bei Widerruf oder Rücknahme wegen des Vorliegens  der Voraussetzungen 
des § 60 Absatz 8 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes od er des § 3 Absatz 2, 
2. bei Widerruf oder Rücknahme, weil das Bundesamt nach § 60 Abs. 8 Satz 3 
des Aufenthaltsgesetzes von der Anwendung des § 60 Absatz 1 des 
Aufenthaltsgesetzes abgesehen hat.  

Dies gilt entsprechend bei Klagen gegen den Widerruf oder die Rücknahme der Gewährung 
subsidiären Schutzes wegen Vorliegens der Voraussetzungen des § 4 Absatz 2. § 80 
Absatz 2 Satz 1 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung bleibt unberührt. 
 
§§ 76 – 82 unverändert 
 
§ 83 Besondere Spruchkörper 
(1) Streitigkeiten nach diesem Gesetz sollen in besonderen Spruchkörpern 
zusammengefasst werden. 
(2) Die Landesregierungen können bei den Verwaltungsgerichten für Streitigkeiten nach 
diesem Gesetz durch Rechtsverordnung besondere Spruchkörper bilden und deren Sitz 
bestimmen. Die Landesregierungen können die Ermächtigung auf andere Stellen 
übertragen. Die nach Satz 1 gebildeten Spruchkörper sollen ihren Sitz in räumlicher Nähe 
zu den Aufnahmeeinrichtungen haben. 
(3) Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung einem 
Verwaltungsgericht für die Bezirke mehrerer Verwalt ungsgerichte Streitigkeiten nach 
diesem Gesetz hinsichtlich bestimmter Herkunftsstaa ten zuzuweisen, sofern dies für 
die Verfahrensförderung dieser Streitigkeiten sachd ienlich ist. Die 
Landesregierungen können die Ermächtigung auf ander e Stellen übertragen. 
 
§ 83a Unterrichtung der Ausländerbehörde 
Das Gericht darf der Ausländerbehörde das Ergebnis eines Verfahrens formlos mitteilen. 
Das Gericht hat der Ausländerbehörde das Ergebnis m itzuteilen, wenn das Verfahren 
die Rechtmäßigkeit einer Abschiebungsandrohung oder  einer 
Abschiebungsanordnung nach diesem Gesetz zum Gegens tand hat. 
 
§ 83b unverändert 
 
§ 83c Anwendbares Verfahren für die Anordnung und B efristung von Einreise- und 
Aufenthaltsverboten  
 
Die Bestimmungen dieses Abschnitts sowie § 52 Numme r 2 Satz 3 der 
Verwaltungsgerichtsordnung gelten auch für Rechtsbe helfe gegen die 
Entscheidungen des Bundesamtes nach § 75 Nummer 12 des Aufenthaltsgesetzes. 
§§ 84 – 87b unverändert 
 
§ 88 Verordnungsermächtigungen 
(1) Das Bundesministerium des Innern kann durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates die zuständigen Behörden für die Ausführung von Rechtsvorschriften der 



Europäischen Gemeinschaft und völkerrechtlichen Verträgen über die Zuständigkeit für die 
Durchführung von Asylverfahren bestimmen, insbesondere für  

1. Auf- und Wiederaufnahmeersuchen an andere Staaten, 
2. Entscheidungen über Auf- und Wiederaufnahmeersuchen anderer Staaten, 
3. den Informationsaustausch mit anderen Staaten und der Europäischen 
Gemeinschaft sowie Mitteilungen an die betroffenen Ausländer und 
4. die Erfassung, Übermittlung und den Vergleich von Fingerabdrücken der 
betroffenen Ausländer. 

(2) Das Bundesministerium des Innern wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates Vordruckmuster und Ausstellungsmodalitäten für die 
Bescheinigungen nach §§ 63 und 63 a  festzulegen. 
(3) Die Landesregierung kann durch Rechtsverordnung Aufgaben der Aufnahmeeinrichtung 
auf andere Stellen des Landes übertragen. 
 
§§ 88a – 89 unverändert 
 
§ 90 Ermächtigung zur vorübergehenden Ausübung von Heilkunde  
(1) Stehen für die ärztliche Versorgung von Asylbeg ehrenden in Aufnahmeeinrich-
tungen nach § 44 oder Gemeinschaftsunterkünften nac h § 53 Ärzte, die über eine 
Approbation oder Berufserlaubnis nach der Bundesärz teordnung verfügen, nicht in 
ausreichender Zahl zur Verfügung und ist hierdurch die Sicherstellung der ärztlichen 
Versorgung der Asylbegehrenden gefährdet, können As ylbegehrende, die über eine 
abgeschlossene Ausbildung als Arzt verfügen, auf An trag vorübergehend zur 
Ausübung von Heilkunde in diesen Einrichtungen ermä chtigt werden, um Ärzte bei 
der medizinischen Versorgung der Asylbegehrenden zu  unterstützen.  
(2) Für die Ermächtigung nach Absatz 1 gelten die f olgenden Beschränkungen:  

1. die Tätigkeit erfolgt unter der Verantwortung ei nes Arztes;  
2. die Berufsbezeichnung „Ärztin“ oder „Arzt“ darf nicht geführt werden;  
3. die Behandlungserlaubnis erstreckt sich nur auf Asylbegehrende in Auf- 
nahmeeinrichtungen nach § 44 oder Gemeinschaftsunte rkünfte nach § 53;  
4. eine sprachliche Verständigung der ermächtigten Personen mit den zu 
behandelnden Asylbegehrenden muss sichergestellt se in.  

(3) Die Ermächtigung nach Absatz 1 wird befristet e rteilt. Sie kann jederzeit wider-
rufen werden, wenn die Voraussetzungen nach Absatz 1 nicht mehr gegeben sind 
oder berechtigte Zweifel an der Qualifikation als A rzt erkennbar werden.  
(4) Die Erteilung der Ermächtigung nach Absatz 1 se tzt voraus, dass  

1. der Antragsteller seine Qualifikation als Arzt g laubhaft macht und  
2. ihm eine Approbation oder Berufserlaubnis nach §  3 oder § 10 der 
Bundesärzte-ordnung nicht erteilt werden kann, weil  die erforderlichen 
Unterlagen und Nachweise aus Gründen, die nicht in der Person des 
Antragstellers liegen, nicht vorgelegt werden könne n.  

Zur Glaubhaftmachung nach Satz 1 Nummer 1 hat der A ntragsteller eidesstattlich zu 
versichern, dass er über eine abgeschlossene Ausbil dung als Arzt verfügt und in 
einem Fachgespräch mit einem von der zuständigen Be hörde beauftragten Arzt 
seinen Ausbildungsweg sowie seine ärztliche Kompete nz nachzuweisen.  
(5) Ein späteres Approbationsverfahren nach § 3 der  Bundesärzteordnung oder 
Verfahren auf Erteilung einer Berufserlaubnis nach § 10 der Bundesärzteordnung 
bleibt von der Ermächtigung zur vorübergehenden Aus übung von Heilkunde nach 
Absatz 1 unberührt.  
(6) Für das Verfahren zur Erteilung der Ermächtigun g nach Absatz 1 bis 5 ist die 
Behörde des Landes zuständig, in dem die Tätigkeit ausgeübt werden soll.  
(7) § 61 Absatz 1 wird von der Ermächtigung nach Ab satz 1 nicht berührt.  
(8) Diese Regelung tritt am 24. Oktober 2017 außer Kraft. 
 
 



Anlage I (zu § 26a) 
Norwegen  
Schweiz 
Anlage II (zu § 29a) 
Albanien  
Bosnien und Herzegowina 
Ghana 
Kosovo   
Mazedonien, ehemalige jugoslawische Republik 
Montenegro   
Senegal 
Serbien 


